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Der Wettbewerb im Schie-

nenpersonennahverkehr

(SPNV) nimmt immer gna-

denlosere Formen an. Die

Personal kosten entscheiden

immer öfter, welches Unter-

nehmen den Zuschlag be-

kommt. Das bedeutet eine

Entwicklung, die die Löhne

nach unten drückt. Die Ge-

werkschaften können das

nicht hinnehmen. Deshalb

wollen die Verkehrsgewerk-

schaft GDBA und die Trans-

net einen BranchenTV.

E
nde der neunziger Jahre begann ein
Wettbewerb im Schienenpersonen-
nahverkehr (SPNV) Konturen anzu-
nehmen, die bis heute zu einem gna-
denlosen Wettbewerb geführt ha-

ben, in dem die Personalkosten eine ent-
scheidende Rolle spielen. Die Grundlagen
für diesen Wettbewerb schuf der Gesetzge-
ber mit der Umsetzung der Bahnreform
1994. 

Bis dahin waren Deutsche Bundesbahn und
Deutsche Reichsbahn und die sonstigen we-
nigen SPNV-Unternehmen in öffentlicher
Hand. Da SPNV-Leistungen, bei für Kunden
bezahlbaren Fahrpreisen, nicht kosten-
deckend erbracht werden konnten, fuhren
diese Unternehmen natürlich Verluste ein.
Die öffentliche Hand deckte dann die Ver-
luste ab. 

Bei der Privatisierung dieses Bereichs konn-
te natürlich unter diesen Voraussetzungen
keine Attraktivität für neue Unternehmen
und somit kein Wettbewerb entstehen. Also
änderte der Gesetzgeber das System und

nahm nun jedes Jahr Steuergelder in Milli-
ardenhöhe in die Hand, die sogenannten
Regionalisierungsmittel. Diese wurden  den
Bundesländern zur Verfügung gestellt, die
damit ihrerseits SPNV-Leistungen bei den
Unternehmen bestellten und bezahlten. Mit
diesem System konnte mit einem Mal Geld
im SPNV verdient werden und ein Wettbe-
werb auf der Schiene war geboren. 

Stellschraube Personalkosten
Die Länder vergaben zunächst viele Leis -
tungen in einer sogenannten freihändigen
Vergabe, das heißt, die Leistungen wurden
nicht ausgeschrieben, sondern wurden an
ein Unternehmen „freihändig“ vergeben
und die Bezahlung nur mit diesem ausge-
handelt. 

Ein spürbarer Ausschreibungswettbewerb
setzte erst nach 2000 ein. Dabei werden die
Leistungen öffentlich ausgeschrieben, jedes
Unternehmen kann sich bewerben und,
nach den zwingenden Vorschriften der öf-
fentlichen Hand, erhält das preisgünstigste
Unternehmen den Zuschlag. Grundsätzlich

ist dagegen auch nichts einzuwenden, denn
so funktioniert der Wettbewerb, also ein
Eckpfeiler unseres Wirtschaftssystems – soll-
te man meinen. 

Aber beim Ausschreiben von SPNV-Leis -
tungen sind die meisten der auftretenden
Kosten für jedes Wettbewerbsunternehmen
gleich, also Fixkosten, und somit sind Stell-
schrauben, mit denen sich ein Unterneh-
men im Wettbewerb durchsetzen kann,
kaum vorhanden. 

Eine Stellschraube bleibt allerdings und ge-
winnt bei dieser Konstellation immer mehr
an Bedeutung. Das sind die Personalkosten.
Auf eine einfache Formel gebracht heißt das,
je geringer die Personalkosten desto größer
die Chance den Wettbewerb zu gewinnen. 

Solch einen Wettbewerb kann man natür-
lich nicht als Eckpfeiler unseres Wirt-
schaftssystems bezeichnen. Dazu kommt,
dass der Ausschreibungswettbewerb im
SPNV immer mehr zunimmt. Es ist zu er-
warten, dass in den nächsten Jahren fast der
gesamte SPNV neu ausgeschrieben wird.

Wettbewerb im SPNV braucht
einen Branchentarifvertrag

GDBA-Bundesvorstand Uwe Henschel (Bildmitte) und Transnet-Chef Alexander
Kirchner (rechts) nahmen, wie viele Mitglieder beider Gewerkschaften, an der
Mahnwache vor der SPD-Zentrale in Berlin teil.
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Deshalb müssen die Gewerkschaften han-
deln. 

Viele unterschiedliche Tarifverträge
Die Ausgangssituation zu diesem Handeln
ist allerdings nicht ideal. Fast alle der mitt-
lerweile 67 Unternehmen, die zurzeit die
SPNV-Leistungen in Deutschland erbringen
sind zwar tarifgebunden, aber es gibt viele
verschiedene Tarifverträge mit unterschied-
lichen Volumen. 

Wenn man das Tarifniveau des Marktführers
DB Regio einmal mit 100 Prozent bezeich-
net, dann gibt es Tarifniveaus bei Wettbe-
werbsunternehmen, die größer und gleich
sind, aber auch einige, die niedriger sind.
Echte Vergleiche sind äußerst schwierig,
weil die Bezahlsysteme sehr komplex und
auch kompliziert sind. Auch ist es so gut wie
unmöglich, Sozialleistungen und betriebli-
che Leistungen im Vergleich zu bewerten. 

Dass es so viele Tarifverträge gibt, hat ver-
schiedene Ursachen. Teilweise sind sie his -
torisch bedingt, das heißt, die Unternehmen

und deren Tarifverträge gab es schon vor der
Bahnreform. 

Es treten aber auch neue Unternehmen  in
Arbeitgeberverbände ein und erhalten da-
durch eine Tarifbindung über Verbandstarif-
verträge, die ebenfalls schon älter sind. Für
den Abschluss anderer Tarifverträge gab es
in der Vergangenheit immer vernünftige
Gründe, denn wenn es die nicht gegeben
hätte. wären die Tarifverträge nicht am
Markt. 

Ein Beispiel dafür sind die so genannten Start
Up-Unternehmen; das sind Unternehmen,
die gegründet wurden und immer noch wer-
den, sich dann ohne Personal am Aus-
schreibungswettbewerb beteiligen und so-
mit ohne Tarifbindung Personalkosten kal-
kulieren können. 

Möglich wird das dadurch, dass die Aus-
schreibungsverfahren dies zulassen und die
Leistungsaufnahme erst zwei bis drei Jahre
nach dem Zuschlag erfolgt. Wenn zu die-
sem Zeitpunkt dann Tarifverhandlungen ge-
führt werden und das Tarifniveau soll auf ein
angemessenes Maß festgelegt werden, kön-
nen die Unternehmen oftmals diese Perso-
nalkosten nicht bezahlen, weil sie zu tief
kalkuliert haben und nun nur diese Kalku-
lationskosten vom jeweiligen Aufgabenträ-
ger erhalten. 

Selbst wenn die Gewerkschaft nun ihre Mit-
glieder in diesen Unternehmen auffordert,
zu streiken, würden diese Streiks dazu
führen, dass die Mitglieder ihr Unterneh-
men in die Insolvenz streiken würden.

Wettbewerb nimmt rasant zu
Mit der Ausschreibung von ca. 24 Millionen
Zugkilometern im Herbst 2008 in Berlin und
Brandenburg erreichte der Ausschreibungs-
wettbewerb einen bis dahin nicht gekann-
ten Höhepunkt. 

Es war klar, dass dies nur ein vorläufiger
Höhepunkt sein würde und dass fast alle
Bundesländer nachziehen werden. Somit
würden in kürzester Zeit alle Unternehmen,
die ihren Mitarbeitern eine auskömmliche
Bezahlung sichern, in Gefahr kommen, im
Wettbewerb zu unterliegen. 

Dass es dabei nicht nur die DB Regio AG als
Markführer treffen wird, wie viele anneh-
men, kann als sicher angenommen werden,
denn erst vor einiger Zeit hat ein Veolia-Un-
ternehmen in Brandenburg gegen ein ande-
res Unternehmen eine attraktive Strecke im
Ausschreibungswettbewerb verloren.

Einziger Ausweg: BranchenTV
Wie können die Gewerkschaften nun auf
solch eine Entwicklung reagieren? Transnet
und Verkehrsgewerkschaft GDBA haben

sich Ende 2008 dazu entschlossen, einen
Branchentarifvertrag für den Schienenper-
sonennahverkehr (BranchenTV SPNV) zu
installieren. 

Dieser BranchenTV SPNV soll nach Vor-
stellung der Verkehrsgewerkschaft GDBA
und der Transnet nachdem er unterzeichnet
ist, über eine sogenannte Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung (AVE) allgemeinver-
bindlich werden. 

Die AVE kann über ein bestimmtes, im Ta-
rifvertragsgesetz vorgesehenes Verfahren
beantragt werden. Wenn der BranchenTV
für allgemeinverbindlich erklärt ist, muss je-
des am SPNV-Markt teilnehmende Unter-
nehmen mindestens das Niveau des Bran-
chenTV als Grundlage für die Personalko-
stenkalkulation anwenden und somit wäre
der Wettbewerb über die Personalkosten
ausgeschlossen.

Vernünftiges Niveau festlegen
Soweit die Zielsetzung. Doch zunächst
musste überlegt werden, welches Niveau
ein BranchenTV haben soll. Wenn das nied-
rigste Niveau der Branche zugrunde gelegt
werden würde, für das etwa sechs bis acht
Prozent der in der Branche Beschäftigten
tätig sind, würden Verkehrsgewerkschaft
GDBA und Transnet praktisch akzeptieren,
dass sich innerhalb kürzester Zeit 92 bis 94
Prozent der in der Branche Beschäftigten auf
das niedrigste Bezahlungsniveau zurück-
entwickeln. 

Umgekehrt würde das höchste Niveau an-
gesetzt werden, in dem rund drei bis fünf Pro-
zent der Beschäftigten in der Branche tätig
sind, müsste sich das Niveau von 95 bis 97
Prozent der Beschäftigten in Kürze nach
oben entwickeln. Beides ist nicht real.

Einzig vernünftig und auch möglich ist es,
das Niveau, unter das bereits heute etwa 75
bis 80 Prozent der Beschäftigten in der Bran-
che fallen, als das Niveau zu definieren, das
der BranchenTV haben soll. Dabei handelt
es sich um das Niveau der DB Regio AG und
einiger anderer Unternehmen.

Kündigung der Tarifverträge
Nachdem diese Entscheidung gefallen war,
hat die Tarifgemeinschaft TRANS-
NET/GDBA (TG) alle Tarifverträge von Ar-
beitgeberverbänden und Eisenbahnver-
kehrsunternehmen gekündigt, die ein nied-
rigeres Niveau als das angestrebte Niveau
hatten oder die aus sonstigen Gründen in
dem anstehenden Prozess problematisch
werden konnten. 

Gleichzeitig mit diesen Kündigungen bot
die Tarifgemeinschaft TRANSNET/GDBA
(TG) den Unternehmen und Verbänden Ge-

Mahnwache gegen
zunehmenden Aus-
schreibungswahnsinn
Vor der SPD-Zentrale in Berlin haben
sich am Montag, dem 11. Mai 2009,
mehr als 50 Eisenbahnerinnen und Ei-
senbahner versammelt. Gemeinsam pro-
testierten sie gegen den augenblicklichen
„Ausschreibungswahnsinn“ im Schie-
nenpersonen-Nahverkehr.

Immer öfter versuchen die Länder als Auf-
traggeber, dem billigsten Anbieter Auf-
träge zu erteilen, statt in den Ausschrei-
bungen Qualitätsmerkmale zu definie-
ren, die im Sinne der Kunden erfüllt wer-
den müssen.  Hiergegen – und damit für
einen fairen Wettbewerb im Nahverkehr
– protestierten Kolleginnen und Kollegen
der Verkehrsgewerkschaft GDBA und der
Transnet. 

Nach Aussage von GDBA-Bundesvor-
stand Gerd Wilde und Transnet-Vorstand
Reiner Bieck darf die Ausschreibungs-
praxis in Berlin-Brandenburg nicht zum
Beispiel für ganz Deutschland werden. 

Diese Botschaft wurde klar und deutlich
auch an SPD-Generalsekretär Hubertus
Heil und DGB-Chef Michael Sommer
vermittelt, die sich die Sorgen und Nöte
der Versammelten anhörten. Die Mahn-
wache wurde am nächsten Tag, Dienstag,
den 12. Mai, fortgesetzt.
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spräche und Tarifverhandlungen an und
auch die Fortsetzung der gekündigten Tarif-
verträge mit eingeschränkten Geltungsbe-
reichen. Die Geltungsbereichseinschrän-
kungen sind erforderlich, um zum einen die
Teilnahme der Tarifverträge von Güterver-
kehrsunternehmen, touristischen Unterneh-
men, von Personaldienstleistern oder Mu-
seumsbahnen sowie weiterer zum Beispiel
bestimmter Infrastruktur- oder Werkstattun-
ternehmen am SPNV-Wettbewerb auszu-
schließen. 

Zum anderen mussten die Geltungsbereiche
der SPNV-Unternehmen auf die Verkehrs-
verträge eingeschränkt werden, die bis zur
Branchentarifvertragsgültigkeit in diesen
Unternehmen vereinbart werden. Damit
wird die Weiterführung und Weiterentwick-
lung der bestehenden Tarifverträge sicher-
gestellt, weil es den Unternehmen nicht
möglich wäre, aus eigenen Mitteln eine Per-
sonalkostenerhöhung für laufende Ver-
kehrsverträge zu finanzieren. 

Somit werden diese bestehenden Tarifver-
träge, gebunden an „ihre“ Verkehrsverträge
bis zur Gültigkeit des BranchenTV nach al-
ten Regeln in einer sog. „alten Welt“ been-
det werden und die Verkehrsverträge, die auf
der Personalkostenkalkulationsgrundlage
des BranchenTV abgeschlossen werden,
stellen eine sog. „neue Welt“ dar. Durch die-
ses Verfahren entstehen zwar Probleme in
der einige Jahre dauernden Übergangszeit,
diese Probleme sind aber durch die Tarif-
vertragsparteien lösbar.

Gesprächsmarathon
Von den Kündigungen der Tarifverträge
durch die Tarifgemeinschaft TRANS-
NET/GDBA  am Ende des vergangenen Jah-
res bis jetzt haben eine Reihe von Tarifver-
handlungen mit vielen Unternehmen statt-
gefunden. Geltungsbereiche sind dabei
nach den beschriebenen Mustern einge-
schränkt worden. 

Darüber hinaus setzte ein Gesprächsmara-
thon ein. Gewerkschaftsvertreter und Ver-
treter anderer unterstützender Institutionen
sprachen und sprechen mit Geschäftsfüh-
rern und Vorständen von Unternehmen und
Konzernen, mit Politikern auf Bundes- und
Landesebene, mit Vertretern der Aufgaben-
träger und ihrer Verbände, mit Parteienver-
tretern sowie mit Vertretern weiterer Institu-
tionen, die in der Sache hilfreich sein kön-
nen. 

Zudem muss mit weiteren beteiligten Ge-
werkschaften das Problem diskutiert wer-
den, um auch sie von der Notwendigkeit ei-
nes BranchenTV SPNV zu überzeugen.
Auch diese Gespräche haben begonnen.

beiter ganz schnell nach unten zu ent-
wickeln, mit allen damit verbundenen ne-
gativen Folgen.

Kein leichter Weg
Es war von Anfang an klar, dass Transnet und
Verkehrsgewerkschaft GDBA keinen leich-
ten Weg beschritten haben. Neben umfang-
reichen Erklärungen des Wollens, müssen in
jedem Gespräch Vorurteile, falsche Annah-
men, falsche Bewertungen und sogar Un-
terstellungen mühsam ausgeräumt werden. 

Dies alles und viele andere Aktivitäten und
Aktionen sind jedoch erforderlich und wich-
tig, um den BranchenTV SPNV zu erreichen
und damit auskömmliche Einkommen für
Beschäftigte einer ganzen Branche auf Dau-
er zu sichern. JöK

Sensibilisierung der Beteiligten
Die vielen Gespräche und Aktivitäten der
letzten Monate haben ein Ziel bereits er-
reicht, das Problem als solches ist in vielen
Köpfen angekommen. Beispielsweise sind
Politiker, die bisher die Sachzusammen-
hänge nicht kannten, jetzt sensibilisiert, Ar-
beitgeber konnten vom Sinn des Bran-
chenTV überzeugt werden und die Öffent-
lichkeit nimmt über Aktionen von Betroffe-
nen das Problem dieses Ausschreibungs-
wettbewerbs immer mehr wahr. 

Einem immer größeren Kreis von Beteilig-
ten bzw. einer interessierten Öffentlichkeit
wird immer mehr bewusst, dass dieser
Wettbewerb im SPNV, wie er zurzeit statt-
findet, nur dazu geeignet, ist die Einkom-
mensverhältnisse der betroffenen Mitar-


